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Zusammenstellung 


des Entwurfs eines Gesetzes über die Lastenausgleichsbank 
(Bank für Vertriebene und Geschädigte) 

— Drucksache 86 — 

mit den Beschlüssen des Auschusses für Geld und Kredit 

(22. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Lasten- 
ausgleichsbank (Bank für Vertriebene und 
Geschädigte ) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Errichtung 

(1) Zur wirtschaftlichen Eingliederung und 
Förderung der Vertriebenen und Flüchtlinge 
sowie der übrigen durch den Krieg und seine 
Folgen besonders betroffenen Bevölkerungs- 
teile wird unter dem Namen: 

„Lastenausgleichsbank 
( Bank für Vertriebene und Geschädigte )“ 

ein Kreditinstitut als Anstalt des öffentlichen 
Rechts errichtet. 

(2) Der Sitz der Bank ist Bad Godesberg. 
Er kann auf Beschluß der Hauptversammlung 
mit Zustimmung der Bundesregierung ver- 
legt werden. 

§2 

Kapital 

(1) Das Kapital beträgt fünfundzwanzig 
Millionen Deutsche Mark. Es wird in Höhe 
von drei Millionen Deutsche Mark aus dem 
Vermögen der gemäß § 16 übernommenen 
Bank für Vertriebene und Geschädigte (La- 
stenausgleichsbank) Aktiengesellschaft und in 
Höhe von zweiundzwanzig Millionen Deut- 
sche Mark aus Mitteln des Sondervermögens 
der Bundesrepublik Deutschland (Ausgleichs- 
fonds) aufgebracht. 

(2) Das Kapital kann durch Gesetz oder 
Kapitalbeteiligungsvertrag geändert werden. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Lasten- 
ausgleichsbank 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Errichtung 

(1) Zur wirtschaftlichen Eingliederung und 
Förderung der durch den Krieg und seine 
Folgen betroffenen Personen, insbesondere 
der Vertriebenen, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigten, wird unter dem Namen 

„Lastenausgleichsbank“ 

ein Kreditinstitut als Anstalt des öffent- 
lichen Rechts mit eigener Rechtspersönlich- 
keit errichtet. 

(2) unverändert 


§ 2 

Kapital 

(1) unverändert 


(2) entfällt 
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Entwurf 

(3) Der Abschluß eines Kapitalbeteiligungs- 
vertrages und die Übertragung einer Kapital- 
beteiligung bedürfen der Zustimmung der 
Hauptversammlung. Die Beteiligungen sind 
voll einzuzahlen. Sie können nicht verpfän- 
det werden. Die Abtretung bedarf der 
Schriftform. 

§3 

Hauptrücklage 

Zur Verstärkung des Kapitals ist eine 
Hauptrücklage zu bilden, der der jährliche 
Reingewinn nach näherer Bestimmung des 
§ 10 zugeführt wird. 


§4 

Aufgaben 

(1) Die Bank hat die Aufgabe, Kredite und 
finanzielle Beihilfen zur wirtschaftlichen Ein- 
gliederung und Förderung der Vertriebenen 
und Flüchtlinge sowie der übrigen durch den 
Krieg und seine Folgen besonders betroffenen 
Bevölkerungsteile zu beschaffen und zu ge- 
währen. 

(2) Der Aufgabenbereich der Bank umfaßt 
insbesondere: 

1. die Beschaffung und die Gewährung von 
Krediten und finanziellen Beihilfen , 

2. die Beschaffung von ausländischen Mitteln, 

3. die Übernahme von bankmäßigen Auf- 
gaben im Rahmen der Durchführung der 
Lastenausgleichsgesetzgebung, 

4. die Übernahme von bankmäßigen Auf- 
gaben zur Förderung von heimatlosen 
Ausländern. 

(3) Die Weiterleitung der Mittel erfolgt 
über Kreditinstitute. In Ausnahmefällen kön- 
nen nach näherer Bestimmung der Satzung 
Kredite auch unmittelbar gegeben werden. 

(4) Die Bank kann im Rahmen der Be- 
stimmungen der Absätze 1 bis 3 folgende 
Geschäfte betreiben: 

1. Darlehen gewähren sowie Garantien und 
Bürgschaften übernehmen, 

2. zur Beschaffung von Mitteln für die unter 
Nr. 1 genannten Zwecke Darlehen auf- 
nehmen und auf den Inhaber lautende 
Schuldverschreibungen ausgeben, 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 
(3) entfällt 


§ 3 

Hauptrücklage 

Zur Verstärkung des Kapitals ist eine 
Hauptrücklage zu bilden, der der jährliche 
Reingewinn nach näherer Bestimmung des 
§10 zugeführt wird. Die Hauptrücklage darf 
nur zum Ausgleich von Wertminderungen 
und zur Deckung von sonstigen Verlusten 
verwendet werden. 

§4 

Aufgaben 

(1) Die Bank hat die Aufgabe, Kredite und 
finanzielle Beihilfen zur wirtschaftlichen Ein- 
gliederung und Förderung der in § 1 Abs. 1 
genannten Personen zu beschaffen und zu 
gewähren. 

(2) Der Aufgabenbereich der Bank um- 
faßt insbesondere: 

1. die Beschaffung und die Gewährung von 
Krediten, 

2. unverändert 

3 . u n v e r ä n d e r t 

4. unverändert 

(3) unverändert 


(4) Die Bank kann im Rahmen der Be- 
stimmungen der Absätze 1 bis 3 folgende 
Geschäfte betreiben: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


3. die treuhänderische Weitcrlcitung von 3. unverändert 
Mitteln vornehmen, 

4. sich an Vereinigungen , Instituten und Un- 4. mit Zustimmung des Verwaltungsrats 

ternehmungen beteiligen , c//e ric/; t/ic i?e- Beteiligungen übernehmen, 

trcuung oder die wirtschaftliche Unter- 
stützung der in Absatz 1 und 2 genannten 
Personenkreise zur Aufgabe gemacht haben, 

5. alle Bankgeschäfte vornehmen, die mit der 5. unverändert 
Durchführung der ihr nach Nr. 1 bis 4 

gestatteten Geschäfte in unmittelbarem Zu- 
sammenhang stehen. 


§5 

Organe 

(1) Organe der Bank sind der Vorstand, 
der Verwaltungsrat und die Efaupt Versamm- 
lung. 

(2) Aufgaben und Befugnisse der Organe 
regelt, soweit sie nicht im Gesetz bestimmt 
sind, die Satzung. 

§6 

Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens 
zwei Mitgliedern. Die Vorstandsmitglieder 
werden vom Verwaltungsrat bestellt und ab- 
berufen. Die Vorschrift des § 75 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes findet entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Dem Vorstand liegt die Geschäftsfüh- 
rung und die Vermögensver waltung der Bank 
ob, soweit sich nicht aus Gesetz oder Satzung 
ein anderes ergibt. 

(3) Der Vorstand vertritt die Bank gericht- 
lich und außergerichtlich. Erklärungen sind 
für die Bank verbindlich, wenn sie entweder 
von zwei Mitgliedern des Vorstandes oder 
von einem Mitglied des Vorstandes gemein- 
schaftlich mit einem bevollmächtigten Ver- 
treter abgegeben werden. In der Satzung 
kann bestimmt werden, daß Erklärungen für 
die Bank auch von zwei bevollmächtigten 
Vertretern abgegeben werden können. 

(4) Der Nachweis der Befugnisse zur Ver- 
tretung der Bank wird durch eine mit 
Dienstsiegel versehene Bestätigung der Auf- 
sichtsbehörde geführt. 

(5) Ist eine Willenserklärung der Bank ge- 
genüber abzugeben, so genügt die Abgabe 
gegenüber einem Mitglied des Vorstandes. 
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Beschlüsse des 22. Ausschusses 


§7 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus: 

1. dem Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter 

des Bundesministeriums des Innern, 
des Bundesministeriums der Finanzen, 
des Bundesministeriums für Wirtschaft, 
des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, 
des Bundesministeriums für Arbeit, 
des Bundesministeriums für den Marshall- 
plan, 

des Bundesministeriums für den Woh- 
nungsbau, 

des Bundesministeriums für Vertriebene, 

des Bundesministeriums für gesamtdeut- 
sche Fragen, 

des Bundesausgleichsamtes, 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, 

3. vier Vertretern der Länder, 

4. einem Vertreter der Bank deutscher 
Länder, 

5. einem Vertreter des Hohen Kommissars 
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
in Deutschland, 

6. zwei Vertretern der Vertriebenen- 
organisationen, 

7. zwei Vertretern der Organisationen der 
Kriegssachgeschädigten und Ostgeschädig- 
ten, 


8. einem Vertreter des Bankgewerbes, 


9. bis zu sieben weiteren Mitgliedern, sofern 
die Hauptversammlung die Zuwahl wei- 
terer Mitglieder für geboten hält. 

(2) Vorsitzender des Verwaltungsrates ist 
der Präsident des Bundesausgleichsamtes. 


§ 7 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus: 

1. dem Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter 

des Bundesministeriums des Innern, 
des Bundesministeriums der Finanzen, 
des Bundesministeriums für Wirtschaft, 
des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, 
des Bundesministeriums für Arbeit, 
des Bundesminsteriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, 

des Bundesministeriums für den Woh- 
nungsbau, 

des Bundesministeriums für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte, 
des Bundesministeriums für gesamt- 
deutsche Fragen, 
des Bundesausgleichsamtes, 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, 

3. sechs Vertretern der Länder, 

4. einem Vertreter der Bank deutscher 
Länder, 

5. einem Vertreter des Hohen Kommissars 
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
in Deutschland, 

6. drei Vertretern der Vertriebenem* rgani- 
sationen, 

7. drei Vertretern der Organisationen der 
Kriegssachgeschädigten einschließlich der 
Ostgeschädigten, 

7a. einem Vertreter der Organisationen der 
Sowjetzonenflüchtlinge, 

8. drei Vertretern des Bankgewerbes, näm- 
lich einem Vertreter des privaten Bank- 
gewerbes, einem Vertreter der öffentlich- 
rechtlichen Kreditinstitute und Sparkas- 
sen sowie einem Vertreter des Genossen- 
schaftswesens, 

9. bis zu fünf weiteren Mitgliedern, so- 
fern die Hauptversammlung die Zuwahl 
weiterer Mitglieder für geboten hält. 

(2) unverändert 
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(3) Die in Absatz 1 zu Nr. 2 genannten 
Vertreter werden von den Bundesbehörden 
bestellt; fällt eine Behörde weg, oder wird 
sie mit einer anderen Behörde vereinigt, so 
wird der von ihr gemäß Absatz 1 Nr. 2 zu 
bestellende Vertreter von der Bundesregie- 
rung bestellt; die Änderung der Bezeichnung 
einer Behörde ist für das Bestellungsrecht 
ohne Bedeutung. 

(4) Die Vertreter der Länder (Absatz 1 
Nr. 3) werden vom Bundesrat, der Vertreter 
der Bank deutscher Länder (Absatz 1 Nr. 4) 
wird von dieser bestellt. 

(5) Die übrigen Mitglieder werden von der 
Hauptversammlung gewählt. Der Hohe 
Kommissar der Vereinten Nationen für 
Flüchtlinge hat das Recht, seinen Vertreter 
vorzuschlagen; zur Wahl der Vertreter der 
in Absatz 1 Nr. 6 bis 8 genannten Organi- 
sationen werden Wahlvorschläge der betei- 
ligten Organisationen eingeholt. 

(6) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner 
Mitte zwei Stellvertreter des Vorsitzenden 
für die Dauer ihrer Mitgliedschaft im Ver- 
waltungsrat. Die Wiederwahl ist zulässig. 

(7) Die Amtsdauer der Mitglieder des Ver- 
waltungsrates beträgt drei Jahre. Jedes Jahr 
scheidet nach näherer Bestimmung der Sat- 
zung ein Drittel der Mitglieder aus. Die Wie- 
derwahl ist zulässig. 

(8) Der Verwaltungsrat faßt seine Be- 
schlüsse mit einfacher Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(9) Der Verwaltungsrat überwacht die Ge- 
schäftsführung und Vermögensverwaltung 
der Bank und ist berechtigt, vom Vorstand 
Auskünfte zu verlangen und ihm allgemeine 
Weisungen und Empfehlungen zu erteilen. 
Er kann sich die Zustimmung zu dem Ab- 
schluß bestimmter Geschäfte oder Arten von 
Geschäften Vorbehalten. Bei der Aufnahme 
von Anleihen sozvie bei der Gewährung von 
Krediteny die eine vom Verwaltungsrat zu 
bestimmende Grenze übersteigeny behält er 
sich die Genehmigung vor. Die Vorschrift 
des § 97 des Aktiengesetzes findet entspre- 
chende Anwendung. 

(10) Soweit dieses Gesetz nicht entgegen- 
steht, kann der Verwaltungsrat seine Befug- 
nisse gemäß näherer Bestimmung der Satzung 
auf Ausschüsse widerruflich übertragen. 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 
(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) unverändert 


(9) Der Verwaltungsrat überwacht die Ge- 
schäftsführung und Vermögensverwaltung 
der Bank und ist berechtigt, vom Vorstand 
Auskünfte zu verlangen und ihm allgemeine 
Weisungen und Empfehlungen zu erteilen. Er 
kann sich die Zustimmung zu dem Abschluß 
bestimmter Geschäfte oder Arten von Ge- 
schäften Vorbehalten. Zur Aufnahme von 
Anleihen ist seine Genehmigung notwendig. 
Die Vorschrift des § 97 des Aktiengesetzes 
findet entsprechende Anwendung. 


(10) unverändert 
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Beschlüsse des 22. Ausschusses 


§8 

Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung ist die Ver- 
tretung der Anteilseigner der Bank. Sie tritt 
innerhalb der ersten sieben Monate eines je- 
den Geschäftsjahres, im übrigen nach Bedarf 
zusammen. 

(2) In der Hauptversammlung entfällt auf 
je hunderttausend Deutsche Mark eingezahlte 
Beteiligung eine Stimme. 

(3) Die Hauptversammlung beschließt in 
den im Gesetz und in der Satzung ausdrück- 
lich bestimmten Fällen. 

§9 

Jahresabschluß 

(1) Der Jahresabschluß und der Geschäfts- 
bericht sind innerhalb der ersten sechs Mo- 
nate nach Ablauf eines Geschäftsjahres vom 
Vorstand aufzustellen. Der Jahresabschluß 
ist durch einen auf Vorschlag des Verwal- 
tungsrates und im Einvernehmen mit dem 
Bundesrechnungshof von der Hauptver- 
sammlung zu bestellenden Wirtschaftsprüfer 
(Wirtschaftsprüfungsgesellschaft) zu prüfen. 

(2) Die Hauptversammlung entscheidet 
über die Feststellung des Jahresabschlusses; 
sie hat die erforderlichen M aßnahmen zu 
treffen , wenn sie sich gegen die Feststellung 
entscheidet . 

(3) Die Hauptversammlung beschließt über 
die Entlastung des Vorstandes und des Ver- 
waltungsrates. 

(4) Der Bundesrechnungshof hat ein un- 
mittelbares Prüfungsrecht. Er kann seiner 
Prüfung den Bericht des Wirtschaftsprüfers 
(Wirtschaftsprüfungsgesellschaft) ganz oder 
teilweise zu Grunde legen. 

(5) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(6) Der Jahresabschluß ist im Bundesan- 
zeiger bekanntzumachen. Die Veröffent- 
lichung hat spätestens acht Monate nach Ab- 
lauf des Geschäftsjahres zu erfolgen. 

§ io 

Gewinnverwendung 

(1) Der jährliche Reingewinn ist zur Hälfte 
so lange der Hauptrücklage (§ 3) zuzuführen, 


§ 8 


Hauptversammlung 

unverändert 


§9 

Jahresabschluß 

(1) Der Jahresabschluß und der Geschäfts- 
bericht sind innerhalb der ersten sechs Monate 
nach Ablauf eines Geschäftsjahres vom Vor- 
stand aufzustellen und dem Verwaltungsrat 
vorzulegen. Der Jahresabschluß ist durch 
einen auf Vorschlag des Verwaltungsrates 
und im Einvernehmen mit dem Bundesrech- 
nungshof von der Hauptversammlung im 
voraus zu bestellenden Wirtschaftsprüfer 
(Wirtschaftsprüfungsgesellschaft) zu prüfen. 

(2) Der Verwaltungsrat nimmt zu dem 
Vorschlag Stellung und legt den Antrag des 
Vorstandes mit seiner Stellungnahme der 
Hauptversammlung zur Feststellung des 
Jahresabschlusses vor. Die Hauptversamm- 
lung stellt den Jahresabschluß fest. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 


(5) unverändert 

(6) unverändert 


§ io 

Gewinnverwendung 

(1) Der jährliche Reingewinn ist zur Hälfte 
so lange der Hauptrücklage (§ 3) zuzuführen, 


7 



Entwurf 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


bis diese zehn vom Hundert des Kapitals 
und der Verbindlichkeiten erreicht. 

(2) Über den Reingewinn, der nach Erfül- 
lung der gesetzlichen und satzungsgemäß 
vorgesehenen Gewinnverwendung verbleibt, 
beschließt die Hauptversammlung auf Vor- 
schlag des Verwaltungsrates. 

§ 11 

Besondere Pflichten der Organe 

Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit 
der Mitglieder des Vorstandes und des Ver- 
waltungsrates richten sich nach den entspre- 
chenden Vorschriften für Vorstands- und 
Aufsichtsratsmitglieder der Aktiengesellschaf- 
ten. 


§ 12 

Satzung 

(1) Die Satzung der Bank und ihre Ände- 
rungen werden von der Hauptversammlung 
beschlossen. Sic bedürfen der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde (§ 13). 


(2) Die Satzung und ihre Änderungen sind 
von der Bank im Bundesanzeiger zu ver- 
öffentlichen. 


§ 13 

öffentliche Aufsicht 

(1) Die Bank untersteht der Aufsicht der 
Bundesregierung. Die Ausübung der Aufsicht 
kann einem Bundesminister übertragen wer- 
den, der sich dabei eines von ihm bestellten 
Kommissars bedient. Die Bestellung des 
Kommissars bedarf der Zustimmung der 
Bundesregierung. 

(2) Der Kommissar hat das öffentliche In- 
teresse wahrzunehmen, insbesondere darüber 
zu wachen, daß der Geschäftsbetrieb der 
Bank mit den Gesetzen und der Satzung in 
Einklang gehalten wird. Er ist berechtigt, ein 
Dienstsiegel zu führen. 

(3) Der Kommissar ist befugt, von den 
Organen der Bank Auskunft über alle Ge- 
schäftsangelegenheiten zu verlangen, die Bü- 
cher und Schriften der Bank einzusehen so- 
wie an den Sitzungen des Verwaltungsrates 
und an der Hauptversammlung teilzuneh- 
men und Anträge zu stellen; ihm ist auf Ver- 
langen jederzeit das Wort zu erteilen. 


bis diese fünfzig vom Hundert des Kapitals 
erreicht. 

(2) unverändert 


§ 11 


Besondere Pflichten der Organe 
unverändert 


§ 12 
Satzung 

(1) Die Satzung der Bank und ihre Ände- 
rungen werden nach Anhörung des Vcrwal- 
tungsrates von der Hauptversammlung be- 
schlossen. Sie bedürfen der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde (§ 13). 

(2) unverändert 


§ 13 


Öffentliche Aufsicht 


unverändert 
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Entwurf 

(4) Der Kommissar ist ferner befugt, die 
Anberaumung von Sitzungen der Organe 
und die Ankündigung von Gegenständen 
zur Beschlußfassung zu verlangen sowie die 
Ausführung von Anordnungen und Beschlüs- 
sen zu untersagen, die gegen die Gesetze oder 
die Satzung verstoßen. 

§ 14 

Rechtsstellung 

(1) Die Bank ist von der Vermögensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer be- 
freit. Der Erwerb verzinslicher, in Schuld- 
verschreibungen verbriefter Forderungsrechte 
gegen die Bank durch den ersten Erwerber 
unterliegt nicht der Wertpapiersteuer. 

(2) Die von der Bank ausgegebenen In- 
haberschuldverschreibungen stehen bei der 
Ausgabe, Zulassung und Einführung an den 
Börsen den Schuldverschreibungen des Bun- 
des gleich. 


(3) § 248 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches findet auch auf Kreditinstitute 
Anwendung, die Darlehen aus Mitteln der 
Lastenausgleichsbank (Bank für Vertriebene 
und Geschädigte) gewähren. 

(4) Die Vorschriften des Handelsgesetz- 
buches über die Eintragung in das Handels- 
register sind auf die Bank nicht anzuwenden. 

(5) Die Bank ist berechtigt, ein Dienstsie- 
gel zu führen. Ordnungsgemäß unterschrie- 
bene und mit dem Abdruck des Dienstsiegels 
versehene Erklärungen und Ersuchen der 
Bank bedürfen zum Gebrauch gegenüber Be- 
hörden keiner Beglaubigung. 

§ 15 

Auflösung 

Die Bank kann nur durch Gesetz aufgelöst 
werden. Das Gesetz bestimmt über die Ver- 
wendung des Vermögens. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


§ 14 

Rechtsstellung 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(2 a) Die Bank wird ermächtigt, für ihre 
Anleihen ein Schuldbuch von der Bundes- 
schuldenverwaltung führen zu lassen; auf die 
in dem Schuldbuch der Bank eingetragenen 
Anleiheforderungen sind die für Bundes- 
schuldbuchforderungen jeweils geltenden Be- 
stimmungen anzuwenden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 


§ 15 

Auflösung 

unverändert 
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Entwurf 
§ 16 

Auflösung der Bank für Vertriebene und 
Geschädigte (Lastenausgleichsbank) 
Aktiengesellschaft 

(1) Die Bank für Vertriebene und Geschä- 
digte (Lastenausgleichsbank) Aktiengesell- 
schaft wird mit dem Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes aufgelöst. 

(2) Ihr Vermögen geht in diesem Zeit- 
punkt mit allen Rechten und Pflichten ohne 
Liquidation auf die durch dieses Gesetz er- 
richtete Lastenausgleichsbank (Bank für Ver- 
triebene und Geschädigte ) über. 

(3) Steuern, die aus dem in Absatz 1 und 2 
genannten Anlaß entstehen, werden nicht er- 
hoben. 


§ 17 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Lande 
Berlin. 

§ 18 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

§ 16 

Auflösung der Bank für Vertriebene und Ge- 
schädigte (Lastenausgleichsbank) Aktien- 
gesellschaft 

( 1 ) unverändert 


(2) Ihr Vermögen geht in diesem Zeit- 
punkt mit allen Rechten und Pflichten ohne 
Liquidation auf die durch dieses Gesetz er- 
richtete Lastenausgleichsbank über. 

(3) unverändert 

§ 16 a 

Übergangsregelung 

(1) Bis zur Bestellung des Vorstandes durch 
den Verwaltungsrat (§ 6) werden dessen 
Funktionen durch den bisherigen Vorstand 
der Bank für Vertriebene und Geschädigte 
(Lastenausgleichsbank) Aktiengesellschaft 
(§ 16) ausgeübt. 

(2) Bis zum Zusammentreten des Verwal- 
tungsrates (§ 7) werden dessen Funktionen 
von dem bisherigen Aufsichtsrat der Bank 
für Vertriebene und Geschädigte (Lastenaus- 
gleichsbank) Aktiengesellschaft (§ 16) ausge- 
übt. Das gleiche gilt für die von diesem Auf- 
sichtsrat eingesetzten Ausschüsse. 

§ 17 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 18 

Inkrafttreten 

unverändert 
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